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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 9 SB 75/08 B 
 
L 6 SB 110/08 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 6 SB 332/06 (SG Trier) 
 
 
 
…………………………………………………………………………………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………, 
  
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Landesamt für Soziales, Jugend und Versorgung, 
Baedekerstraße 2-10, 56073 Koblenz, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 28. Januar 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y 

und   Dr.  K n ö r r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss 

des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 6. November 2008 wird als unzulässig 

verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Durch Beschluss vom 6.11.2008 hat das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz (LSG) einen An-

spruch des Klägers auf Feststellung eines Grades der Behinderung von mehr als 40 abgelehnt. 

Mit seiner Nichtzulassungsbeschwerde macht der Kläger die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache und Abweichung geltend. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig, weil ein gesetzlich vorgesehener 

Zulassungsgrund nicht ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung, wie sie hier von dem Kläger iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG geltend 

gemacht wird, hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über 

den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts einer 

Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Ein Beschwerdeführer muss daher 

anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen Recht-

sprechung und des Schrifttums angeben, welche Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch 

nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung 

erforderlich ist, und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um 

seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss der Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: 

(1) eine bestimmte Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3)  ihre (konkrete) 

Klärungsfähigkeit sowie (4) die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm an-

gestrebten Entscheidung, also eine Breitenwirkung (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 7, 11, 13, 31, 59, 65). Diesen Anforderungen genügt die vorliegende Be-

schwerdebegründung nicht. 

 

Der Kläger hat es bereits versäumt, eine Rechtsfrage klar zu formulieren. Unter Berufung auf 

die im Übrigen nicht näher bezeichnete Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) 

macht er vielmehr allein geltend, dass das LSG angesichts dieser Rechtsprechung im Einzelfall 

unzutreffend entschieden habe. Damit hat er auch eine höchstrichterliche Klärungsbedürftigkeit 

der von ihm angesprochenen Punkte nicht dargetan. 

 

Eine Zulassung der Revision wegen Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) - wie sie der Kläger 

ebenfalls erstrebt - kommt nur in Betracht, wenn eine revisionsrechtlich relevante Abweichung 

einer Entscheidung des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der 

obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts hinreichend 

bezeichnet wird, wenn also zB ein Widerspruch zwischen einem die Entscheidung des LSG 

tragenden Rechtssatz und einem Rechtssatz aufgezeigt wird, den das BSG in den tragenden 

Gründen einer Entscheidung aufgestellt hat. Abweichung bedeutet hierbei Widerspruch im 

abstrakten Rechtssatz. Eine Abweichung liegt deshalb nicht schon dann vor, wenn die 

Entscheidung des LSG im konkreten Einzelfall nicht den Kriterien entspricht, die das BSG 
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aufgestellt hat, sondern erst dann, wenn das LSG diesen Kriterien andere entgegenstellt, dh 

andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat (vgl dazu BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 21, 29; 

BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 26). Den sich daraus ergebenden Begründungserfordernissen ist 

der Kläger nicht gerecht geworden.  

 

Der Kläger hat zwar Rechtssätze des BSG angeführt, jedoch keine konkreten Entscheidungen 

bezeichnet, in denen diese enthalten sein sollen. Zudem hat er auch keine bestimmten Rechts-

sätze aus dem angegriffenen Beschluss des LSG herausgearbeitet, sondern nur die Berufungs-

entscheidung als solche kritisiert. Damit hat er eine Divergenz iS des § 160 Abs 2 Nr 2 SGG 

nicht hinreichend bezeichnet.  

 

Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu 

verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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